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Heinrich Oberreuter

Wissenschaft als Dienst am Wissen

Angesichts der zugespitzten Diskussionslage erscheint zunächst einmal die gar 
nicht so sehr zugespitzte Darlegung des Herrn Ministers überraschend und auch 
keineswegs provozierend. Jedenfalls ist eher eine Berufung auf die Humboldt’sche 
Universitätsidee zu erkennen als ihre Verabschiedung. Über weite Strecken schien 
sie ja in Deutschland in Vergessenheit geraten zu sein. Die Nationalsozialisten 
hatten sie sogar unterdrückt, wie natürlich die Kommunisten auch. Weltweit 
hatte sie ehedem ihren Siegeszug angetreten. In den besseren amerikanischen 
Universitäten – so viele sind es gar nicht – ist sie ein Orientierungspfeiler bis 
auf den heutigen Tag. Diese Orientierung zielt auf die Verbindung von Bildung 
und Wissenschaft, von Forschung und Lehre sowie auf die Wissenschaftsfreiheit. 
Humboldt ist, was kaum jemand weiß, Bildung als Element sozialer Gerechtigkeit 
nicht fremd gewesen: Sie solle dem Sohn des Tagelöhners ebenso offenstehen wie 
dem des Kaufmanns. Mit Humboldt bewegen wir uns nicht in der Geschichte, 
sondern mitten im Kernbereich der Diskussion der letzten Monate, die eine Fül-
le von Widersprüchen und Widerworten hervorgerufen hat. Der vorhin gehörte 
Hinweis, es handle sich im Grunde um die zeitgerechte Ausformung der immer 
gleichen Idee, besitzt durchaus Berechtigung.

1 Gesellschaftliche Relevanz

Das gleiche gilt auch für die gesellschaftliche Relevanz unseres Gegenstandsbe-
reichs. Denn Humboldts Auftrag ist es nicht gewesen zu philosophieren, sondern 
einem gedemütigten und darniederliegenden Land Zukunftsfähigkeit durch Bil-
dungsreform zu erschließen. Insofern dürften eigentlich auch heute gesellschaft-
liche Anfragen an die adäquate Leistungsfähigkeit des Wissens- und Bildungssys-
tems nicht überraschen, wie wir sie in allen Reformwellen der letzten Jahrzehnte 
erfahren haben. Mit der High Tech Agenda begegnet uns aktuell also ein beständig 
wiederkehrendes Motiv. So lässt sich fragen, ob alle Worte und Widerworte der 
Diskussion hinlänglich bedacht sind. 
Auf zwei Probleme weise ich hin: Zum einen schalten sich, was oft Artikulations-
schärfen nach sich zieht, Betroffene viel zu spät in den öffentlichen Diskurs ein, 
Wissenschaftler speziell, die mit ihrem Fach beschäftigt sind, aber oft auch die-
sen Diskurs ihrem Intelligenzniveau nicht für angemessen erachten. Zum zweiten 
hätte aber auch das Ministerium seine Position in der Vielfalt der Perspektiven in 
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der Komplexität von Traditionsorientierung und Reformperspektiven deutlicher 
darstellen sollen – und müssen. Herr Sibler ist dieser Komplexität heute jedenfalls 
gerechter geworden. Kann man ihn beim Wort nehmen, entfällt eine Reihe von 
Diskussionspunkten. Zumindest erleichtert es die Möglichkeit zu einer vertief-
ten Diskussion zwischen Wissenschaft, Ministerium und Politik und eröffnet die 
Chance, Irrtümer zu beseitigen und gegensätzliche Positionen, die allzu gegen-
sätzlich vielleicht gar nicht sind, besser zu verstehen oder sogar zu überwinden. 

2 Wissen um seiner selbst willen

Gleichwohl bleibt die Frage legitim, ob mancher Versuch, die Universität in zeit-
gemäße Form zu bringen, nicht doch dazu geeignet ist, die ihr zugrundeliegende 
Idee – die zu erhalten (wie gehört) Absicht des Ministers ist – herauszufordern. 
Jedenfalls wird diese Idee keineswegs gedeckt von Vorstellungen der Universität 
nach dem Vorbild eines wirtschaftlichen Unternehmens oder einer administrati-
ven Hierarchie. Die innere Rechtfertigung der Universität liegt in der Erkenntnis, 
dass Wissen für die Existenz von Mensch und Gesellschaft notwendig und gut ist. 
Natürlich dient sie mit ihren spezifischen Leistungen der Gesellschaft, ohne dass 
letztere die völlige Dienstbarkeit der Hochschule beanspruchen dürfte. „Transfer“ 
als Funktion besitzt absolut keinen Neuigkeitswert. Zu Recht erwartet die Ge-
sellschaft die Schöpfung und Vermittlung von Wissen, begleitet von Ausbildung 
– doch wohl grundsätzlich zeitgerecht, weil wissensbasiert. Voraussetzung dafür 
ist aber anderseits die Schöpfung und Vermittlung von Wissen, das zunächst um 
seiner selbst willen erstrebenswert ist und nicht unmittelbar am Maßstab aktuellen 
gesellschaftlichen Nutzens gemessen werden kann. Ist es nicht sogar eher so, dass 
solch selbständiges Wissen anwendungsorientierten gesellschaftlichen Erwartun-
gen vorausgeht? D. h., das Streben nach Wissen um seiner selbst willen ist primär 
Basis der Universität und sekundär Voraussetzung gesellschaftlichen Nutzens. Und 
ohne diese Basis schränkt sich eben auch der Nutzen ein. Jenseits dessen bleibt die 
Anerkennung eines über die gesellschaftlich-politische Nützlichkeit hinausweisen-
den geistigen Bereichs und damit der Begrenzung externer Ansprüche aus Politik 
und Gesellschaft Voraussetzung für einen Kulturstaat. 

3 „Unternehmerisch“ im Kontext der Universität

Minister Sibler hat ausdrücklich auf die normativen Grundlagen dieses Kultur-
staates hingewiesen, die sozialen Wandel, Digitalisierung und Fortschritt einzu-
hegen haben: „Konzepten einer maximalen Ökonomisierung oder Überwachung 
wollen wir hier ein dezidiert an unseren ethischen Orientierungen orientiertes 
Verständnis entgegensetzen.“ Im Wesentlichen wollen das aber auch jene, die kri-
tisch einer Machtstärkung der Hochschulleitung wie einem Funktionswandel in 
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Richtung Unternehmensuniversität mit einer Veränderung der Prioritätenfolge 
des Nutzens für „Staat, Wirtschaft und Gesellschaft“ (Eckpunktepapier) entge-
gentreten: die Gesellschaft zuletzt und die Universität quasi als Zulieferin der 
Wirtschaft. Der Minister hat hier beides nicht vertreten. Organisatorisch soll es 
autonom bestimmbare Alternativen geben, ideell eine Bewahrung wissenschaftli-
chen Selbstverständnisses. Wie nötig der Kulturstaat dessen Einstrahlung auf den 
gesellschaftlichen Diskurs hat, zeigen uns um sich greifende Tendenzen öffentli-
cher Entrationalisierung nicht nur in der Pandemie. Wirtschaftlich unternehme-
risch wird man ihnen nicht begegnen können, wissenschaftlich unternehmerisch 
schon eher. D. h., was im Kontext der Universität präzise als unternehmerisch 
verstanden werden soll, bedarf der Klärung jenseits des Ökonomischen.
Es soll nicht als Ausdruck der Undankbarkeit wissenschaftlicher Institutionen ver-
standen werden, die sich über ein Wachstum an Stellen und Finanzen natürlich 
freuen: die Hauptpunkte der Auseinandersetzung sind ja nicht Stellenvermehrung 
und Verbesserung der Karrierewege für den Mittelbau. Es geht in erster Linie 
um Begriff und Inhalt von Transfer und zum zweiten um Governance und den 
vorbildhaften Charakter der öffentlich-rechtlichen Körperschaft. Herr Sibler hat 
dazu einiges gesagt, was im Referentenentwurf des Ministeriums steht, in der öf-
fentlichen Diskussion bisher noch nicht hör- und greifbar geworden ist: z. B. Re-
gelungen zu Partizipation, zu Struktur und Organisation von Universitäten und 
Fakultäten. Wir benötigen das Wissen um die Details, um uns damit auseinan-
dersetzen zu können und vielleicht auch das Argument entkräften zu können, dass 
durch dieses Projekt unter dem Signum der Modernisierung die Gefahr herauf-
beschworen werden könnte, autoritäre Führungsstrukturen zu etablieren – einer-
seits; und dass es andererseits von der eigentlichen Universitätsidee weg- und zur 
Ökonomisierung einer Bildungsinstitution hinführen könnte. Gerade davon hat 
sich der Minister gerade distanziert. 

4 Transferbegriff

In diesem Kontext halte ich den Transferbegriff für unglücklich. Denn vieles, 
eigentlich fast alles, was Universitäten machen, dient dem Transfer in die Ge-
sellschaft – Bildung, Ausbildung, Wissen. Konkretisierungen wie z. B. Lehrer-
bildung, Öffentlichkeits- und Politikberatung, Bereitstellung von (etwa) natur-, 
wirtschafts- oder sozialwissenschaftlichem Orientierungs-, Projekt- und Anwen-
dungswissen sind ein Unterfall dieses aus wissenschaftlicher Autonomie folgen-
den grundsätzlich gesellschaftlich nützlichen Transfers. Das gesellschaftliche 
Interesse daran ist durchaus sektoral. Wenn dieser Transferbegriff derart zentral 
sein soll, konnte man sich dieser Tage z. B. nach der Transferleistung eines Faches 
wie der Archäologie fragen, weil vor einer Woche in Ägypten eine versunkene 
Stadt ausgegraben worden ist: Worin besteht der gesellschaftliche Nutzen von 
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diesem wissenschaftlichen Gewinn? Er wird – nehmen wir einmal oberflächlich 
den Fremdenverkehr aus, relativ schwer zu finden sein. Der wissenschaftliche Ge-
winn aber bleibt unberührt. Daher ist die Aussage des Ministers bemerkenswert 
wie beruhigend: „Wir meinen unter dem Begriff des Transfers nicht diese krude 
ökonomische Verwertbarkeit wissenschaftlicher Erkenntnis.“ Eine solche würde 
nämlich die Wissenschaft in sich spalten, weil gar kein Zweifel daran besteht, 
dass die einen Fächer z. B. eher Firmen gründen und ökonomisch Verwertbares 
produzieren können als die anderen. Auf eine derartige Spaltung sollte sich weder 
die Wissenschaft einlassen, noch sollte die Politik sie anzielen. 

5 Interdisziplinarität

Einen Punkt möchte ich noch ansprechen, mehrere andere zur Seite schiebend. 
In manchen Papieren und im Vortrag Herrn Siblers ist vom Kästchendenken die 
Rede gewesen als einem Schandbegriff, von dem sich Interdisziplinarität absetzen 
soll. Ich verteidige überkommene Strukturen sicher nicht um ihrer selbst willen 
und habe selbst viel Faible für Interdisziplinarität. Kaum etwas hat mich so auf-
geregt wie die Tatsache, dass ich in Dresden einige interdisziplinär orientierte, 
für die Technikwissenschaften offene Professuren geschaffen habe, und die Kol-
legen nachher nichts Besseres zu tun hatten, als sie wieder abzuschaffen und in 
rein geisteswissenschaftliche umzuwidmen: welch ein Fehler. Aber es bleibt dabei, 
dass Interdisziplinarität zunächst einmal die Stärke der Disziplin voraussetzt. Man 
muss auch hier in der Diskussion keinen Gegensatz kreieren, sondern vor allem 
auch in künftigen Strukturen die Voraussetzungen schaffen, dass Disziplinen sich 
in Forschung und Lehre stark entfalten können – und kooperieren. Dass sie sich 
frei entfalten können und nicht unter Ökonomisierungszwängen (wie hier ja ver-
sprochen worden ist), und das im Rahmen einer Universitätsstruktur, in der nicht 
Seilschaften und starke Interessenträger sich gegen die Autonomie kleiner aber 
wissenschaftlich wie kulturell wesentlicher Fächer durchsetzen, wie, um beim ge-
nannten Beispiel zu bleiben, etwa die Archäologie. Für das Spektrum von Inter-
disziplinarität scheint mir das wesentlich.

6 Bedeutung des offenen Diskurses

Zum Schluss noch eine Nebenbemerkung, die sich mir nach dem Studium viel-
fältiger Resolutionen aufdrängt, die hier nicht dargestellt werden können. Eine 
davon ist die gemeinsame Stellungnahme und Antiposition der Senatsvorsitzen-
den aller bayerischen Universitäten, oder vielmehr nicht aller. Denn nicht unter-
schrieben hat der Senatsvorsitzende der Technischen Universität München. Das 
bestätigt eine Beobachtung, die mich seit der Ära Stoiber begleitet: dass ein über-
bordender wissenschaftspolitischer Einfluss der TU gewachsen ist, der insoweit 
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die Hochschullandschaft spaltet. Auch dieses Projekt atmet, wie der Presse zu 
entnehmen ist, den Geist der TU. Als Leuchtturm ist sie unbestritten, aber als 
Maßstab für alle kann sie angesichts der ganz unterschiedlichen Voraussetzungen 
nicht dienen. 
Von diesen unterschiedlichen Voraussetzungen aus scheint es mir, zusammenfas-
send, sinnvoll, den Diskurs zwischen den Institutionen, Gremien und Verantwor-
tungsträgern so offen zu führen, wie das hier der Fall gewesen ist. Mir scheinen 
die persönlichen Kommunikationstalente des Ministers ziemlich offen und über 
die Papiere hinausgehend, die öffentlich gehandelt werden. Kommunikation ist 
ein wunderbarer Prozess, den man inneruniversitär, interdisziplinär und zwischen 
Politik und Wissenschaft hervorragend führen kann, gegenseitigen Respekt vor-
ausgesetzt.
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